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Pressemitteilung vom 19.06.2024 
 
 
Keine Deals mit den Taliban: Bundesregierung muss Abstand von Abschiebeplänen 
nach Afghanistan nehmen 
 

„Natürlich muss die Sicherheit der Bevölkerung gewährleistet werden und der Staat 
muss alles dafür tun, Verbrechen wirksam zu ahnden oder besser noch: ihnen 
präventiv entgegenzuwirken. Diese Sicherheitsinteressen dürfen aber nicht gegen die 
Menschenrechte ausgespielt werden. Deutschland ist an Recht und Gesetz sowie an 
internationale Verträge gebunden, und so muss es bleiben. Wir können unseren 
Rechtsstaat gegen seine Feinde nicht dadurch verteidigen, dass wir unsere 
menschenrechtlichen Ansprüche über Bord werfen”, erklärt Clara Bünger, 
fluchtpolitische Sprecherin der Linken im Bundestag, anlässlich der 
Innenministerkonferenz. Bünger weiter: 

„Auch schwere Straftäter können sich auf die Menschenrechte berufen – der Schutz 
vor Folter, unmenschlicher Behandlung und Todesstrafe gilt absolut, ohne Ausnahme. 
Drohen solche Gefahren, sind Abschiebungen unzulässig, das regelt die Europäische 
Menschenrechtskonvention. Die Bundesregierung muss Abschiebeplänen nach 
Afghanistan und Syrien deshalb eine Absage erteilen! 

Die Fokussierung auf Abschiebungen wird der komplexen Thematik islamistischer 
Gefährdungen nicht gerecht. Abschiebungen hätten auch die schreckliche Tat von 
Mannheim nicht verhindern können, denn der Täter hatte ein Aufenthaltsrecht. Wir 
brauchen eine menschenrechtskonforme und rechtsstaatliche Sicherheitspolitik, die 
ihre grundlegenden Werte auch in Zeiten größter Bedrohungen nicht preisgibt. 

Es kommt hinzu, dass durch die für Abschiebungen notwendigen Verhandlungen das 
Terrorregime der Taliban diplomatisch aufgewertet würde. Das kann doch niemand 
wollen! Jahrelang wurde Krieg in Afghanistan geführt, um die Taliban zu verhindern, 
und jetzt wird eine Stärkung dieser skrupellosen Menschenverachter in Kauf 
genommen, nur um Abschiebungen aus Deutschland durchsetzen zu können?” 
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